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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung wurde von der Juristischen Fakultät der 
Friedrich-Alexander-Universität,  Erlangen-Nürnberg, als Dissertation 
angenommen und mi t dem Fakultätspreis ausgezeichnet. Sie wurde im 
September 1971 abgeschlossen. 

Mein besonderer Dank gi l t Herrn Prof.  Dr. Dr. Dr. Walter Leisner. Er 
gab den Anstoß zu dieser Arbeit und förderte  sie durch wertvolle Rat-
schläge. 

Dem Bundespräsidialamt und dem Auswärtigen Amt b in ich verbun-
den wegen zuvorkommender Unterstützung und Information. 

Schließlich wende ich mich mi t Dank an Herrn Ministerialrat a.D. 
Dr. J. Broermann, der sich zur Veröffentlichung  der Darstellung i n dieser 
Schriftenreihe  bereit fand. 

Nürnberg, im Juni 1972 
Der Verfasser 
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Einführung 

A m 23. Mai 1949 trat das Grundgesetz als vorläufige Verfassung des 
Provisoriums Bundesrepublik Deutschland1 in Kraft.  Das Provisorium — 
der zweite Versuch einer demokratischen Republik auf deutschem Boden 
— wuchs innerhalb weniger Jahre zur Wirtschaftsmacht heran und seine 
politischen Einrichtungen erreichten eine Stabilität, wie sie der Weimarer 
Republik nie vergönnt war, obwohl seine Ausgangsposition durch den 
vernichtend verlorenen Krieg, den Verlust der Ostgebiete und die Mi l l io-
nen von Heimatvertriebenen schwieriger war als die seiner Vorgängerin. 
Diese positive Entwicklung wurde auch durch die politischen und staats-
rechtlichen Entscheidungen des Parlamentarischen Rates, wie sie im 
Grundgesetz ihren Niederschlag fanden, ermöglicht und scheint somit 
deren Richtigkeit zu bestätigen. 

Dennoch kann nicht übersehen werden, daß die Bundesrepublik auch 
Krisen erlebte, die Zweifel an der Stabilität der jungen Demokratie wach 
werden ließen und teilweise ihre Ursachen in verfassungsrechtlichen  Re-
gelungen hatten. Eine dieser Krisen hing mi t der Kandidatur des dama-
ligen Bundeskanzlers Adenauer  für das Amt des Bundespräsidenten im 
Jahre 1959 zusammen. Abgesehen von der Beachtung bzw. Mißachtung 
bestimmter Spielregeln in einer parlamentarischen Demokratie2, zeigten 
die Ereignisse, welches Maß an Unklarheiten über das Amt des Bundes-
präsidenten selbst bei den obersten Trägern der Staatsgewalt bestand, 
hervorgerufen  jedoch nicht zuletzt durch widersprüchliche Stellungnah-
men der Staatsrechtslehrer, die dem Präsidenten teils das Recht auf 
aktive Mitgestaltung der Pol i t ik zubilligten3, teils jegliche Mi twi rkung 
im politischen Bereich versagten4. Es zeigte sich am Ende der Amtszeit 
eines „unpolitischen" Bundespräsidenten, daß das Grundgesetz Fragen 
von großer Bedeutung nicht mi t der erforderlichen  Klarheit geregelt hatte 
und daß wegen dieser fehlenden Prägnanz Krisen zwischen den einzelnen 
Staatsorganen entstehen konnten, die für alle Beteiligten Macht- und 
Autoritätsverlust bedeuten mußten5. Adenauer  verzichtete auf seine Kan-

1 Maunz,  Lehrbuch, § 7 I I . 
2 Heuss,  Tagebuchbriefe, S. 422,428. 
8 von Mangoldt,  Vorb. v. A r t . 54, Erl . 2 c. 
4 Maunz-Dürig,  Ar t . 59, Rd. 5, Näheres später. 
5 Anders i n letzter Zeit Strauß,  DÖV 1969, 297, der meint, die Regelung des 

Grundgesetzes habe sich bewährt. 

2 Seidel 
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didatur und konnte schon deshalb seine Vorstellungen von den extensiv 
auszulegenden6 Kompetenzen des Bundespräsidenten nicht verwirk-
lichen. Die Unklarheiten blieben und fanden bis heute keine allgemein 
befriedigende Antwort . Äußerungen Heinrich  Lübkes  in einem Interview 
mi t der „Zürcher Weltwoche" vom 23. 12. 19657 oder beim Neujahrs-
empfang 1966, das Wort des gerade zum Bundespräsidenten gewählten 
Gustav  Heinemann  vom „Stück Machtwechsel"8, den die erstmalige Wahl 
eines Sozialdemokraten zum Staatsoberhaupt der Bundesrepublik be-
deuten würde, sowie die Reaktionen verschiedener Polit iker zeigten viel-
mehr, daß sich die Standpunkte nicht angenähert haben. Daß auch die 
Staatsrechtslehrer kaum gegensätzliche Positionen aufgegeben haben, daß 
noch immer Polit iker für die Richtigkeit ihrer widersprüchlichen Ansich-
ten über das Amt des Bundespräsidenten die Autori tät verschiedener Wis-
senschaftler anführen können, bewies nicht zuletzt die Grazer Tagung 
der deutschen Staatsrechtslehrer im Jahr 1966 mi t ihrem ersten Bera-
tungsgegenstand9. 

Diese verfassungsrechtliche  Situation ist bedenklich, da sie stets neue 
Spannungen erzeugen kann. Zurückblickend kann zwar gesagt werden, 
daß die angeführten Ereignisse keine dauernde, schwerwiegende Be-
lastung für die Demokratie in der Bundesrepublik bedeuteten. Der Grund 
dafür mag nicht zuletzt darin liegen, daß die bisherigen Bundespräsiden-
ten ihre Aufgabe — mehr oder weniger bedauernd10 — nicht in der Mi t -
gestaltung der Polit ik, sondern im Ausgleich zwischen den politischen 
Kräften und im Werben für den jungen Staat sahen. Auch die Tatsache, 
daß sich in den entscheidenden politischen Fragen die Ansichten der ein-
zelnen Präsidenten und Kanzler weitgehend deckten11 und daß sie der 
gleichen Partei bzw. sich nahestehenden Parteien entstammten, w i rd eine 
wichtige Rolle gespielt haben. Bei dem gegenwärtig ausgeglichenen 
Kräfteverhältnis  zwischen den Bundestagsparteien ist es aber sehr wahr-
scheinlich, daß sich eines Tages ein Bundespräsident und ein Bundeskanz-
ler gegenüberstehen werden, die von Parteien gewählt wurden, deren 
politische Programme erheblich voneinander abweichen. Sollte dann der 
Bundespräsident eine Persönlichkeit sein, der vor seiner Wahl lange Zeit 
maßgeblicher aktiver Polit iker einer Partei war, so werden Versuche 
seinerseits wahrscheinlich, die Polit ik des Bundeskanzlers zu beeinflus-
sen oder — als Ausweg — zu blockieren. Gerade auf dem Gebiet der 
Außenpolitik wäre eine solche Entwicklung gefährlich, würde sie doch 

6 Adenauer , Erinnerungen, Bd. 3, S. 314. 
7 V/ort laut auch bei Winkler , S. 82 f. 
8 Vgl. FAZ v. 12. 3.1969: „Manche Leute werden vielleicht i r r i t ier t sein." 
9 Vgl. W d S t R L 25,1 - 256 m i t den Berichten von Kimminich  und Pernthaler. 
1 0 So etwa Heuss,  Tagebuchbriefe, S. 440; Lübke,  FAZ v. 11.1.1967: „St ief-

mütter l ich behandelt"; Heinemann , Vorwärts v. 2. 7.1970: „Was das A m t . . 
1 1 Zum Verhältnis Heuss—Adenauer vgl. Pikart , S. 20. 
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Unglaubwürdigkeit und Unbeweglichkeit der Außenpolitik mi t sich br in-
gen. Diese Gefahren könnten ebenso von instabilen Parlamentsmehrhei-
ten und damit in ihrem Bestand ständig bedrohten Regierungen aus-
gehen, bei denen sich für den Bundespräsidenten die Frage stellen könnte, 
ob er nicht durch persönliches Tätigwerden die Schwächen der Regierung 
ausgleichen sollte. Bestehen dann die gegenwärtigen Unklarheiten über 
die Machtverteilung zwischen den einzelnen Staatsorganen fort,  müßten 
schwerwiegende Krisen die Folge sein12. Es mag deshalb in einer Zeit ge-
ringen aktuellen Interesses nützlich sein, mögliche Probleme aufzu-
zeigen und nach deren Lösung zu suchen. Aufgabe dieser Arbeit ist es 
daher zu prüfen, inwieweit sich der Bundespräsident in die Regierungs-
tätigkeiten einschalten kann. Dabei beschränkt sich die Untersuchung auf 
den Bereich der auswärtigen Gewalt. Eine weitere Beschränkung ergibt 
sich daraus, daß mi t der Eingliederung der Bundesrepublik in internatio-
nale Organisationen wie EWG, NATO oder Europarat zusammenhän-
gende Fragen, die eine Minderung der Dispositionsfreiheit  in auswärtigen 
Angelegenheiten bedeuten kann13 , ausgeklammert bleiben. Ebenso w i rd 
nicht auf die Fragen eingegangen, die sich aus dem föderativen Aufbau 
der Bundesrepublik ergeben. 

12 Leisner, Président, S. 1069, weist m i t Recht darauf hin, daß die politische 
Stabil i tät nach 1949 den Eindruck erweckt habe, m i t dem Grundgesetz sei eine 
magische Formel gefunden worden, und daß damit ungelöste Probleme i n Ver-
gessenheit geraten seien. 

13 Partsch,  W d S t R L 16,101. 
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